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Die autonome Verwaltung in Galizien. 
N nd FJortſetzung. ) | | 


Muß die Organiſation der ſogenannten autonomen Verwaltung 
im Allgemeinen eine unglückliche genannt werden, ſo ſind die Ein⸗ 
wendungen, die gegen das Gemeindegeſetz und das Geſetz über die 
Gutsgebiete erhoben werden, ganz beſonders gerechtfertigt. 
Unſere alten ſocialen Einrichtungen hatten, wie Alles auf Erden, 
ihre guten und ſchlechten Seiten. Anſtatt ſie von Zeit zu Zeit zu ver⸗ 
beſſern, beſeitigte man ſie plötzlich und mit einem Male. Von den 
älteren Eiurichtungen blieben nur einzelne zerſtreute und auseinander 
geriſſene Stücke. Nach unſeren überkommenen Begriffen beſteht die 
Gemeinde aus dem Gutshofe, der Anſiedlung der Bauern und — wo 
ſie beſteht — aus der Pfarre. Die moderne Geſetzgebung hat die Pfarre 
trotz ihres vermittelnden Charakters häufig ganz unbedeutenden Ort⸗ 
ſchaften (als Gemeindeſitzen) zugeſchlagen und andererſeits wieder manche 
arme, gering bevölkerte Ortſchaft zu einer ſelbſtſtändigen Gemeinde er⸗ 
hoben. Iſt es nun denkbar, daß Ortſchaften, welche 7 oder 8 Hütten 
zählen, welche nicht über eine hinreichende Anzahl von Grundwirthen 
verfügen, um die Stellen eines Vorſtandes, eines Vertreters und 
wenigſtens 8 Ausſchußmitglieder — wie es der § 14 des G. G. un⸗ 
bedingt erheiſcht — zu beſetzen, — iſt es möglich, daß Ortſchaften, 
wenn ſie auch 15, 20 oder 30 Hütten beſitzen, und ſolcher gibt es 
in Weſtgalizien fehr viele, daß dergleichen Ortſchaften in moraliſcher 
und finanzieller Beziehung den Anforderungen des Geſetzes Ge⸗ 
nüge leiſten und eine ordentliche Verwaltung inſtalliren können? Wie 
wird es in ſolchen Ortſchaften um die Kanzlei, die Führung der Aeten, 
die Caſſen, den Arreſt, die Feld⸗ und Nachtpolizei, die Feuer⸗ und 
Baupolizei beſtellt ſein? Die Durchführung des Gemeindegeſetzes er⸗ 
ſcheint unter ſolchen Umſtänden rein unmöglich. Größere Gemeinden 


größere Gutsgebiete ſind im Stande, die ihnen auferlegten Pflichten 
zu erfüllen. Aber die Zahl größerer Gemeinden iſt eine geringe. Kleine 
Gutsgebiete gehören zur Regel. Der Wirthſchafter oder Schreiber, der 
von der Amtirung keinen Begriff hat, iſt der Vorgeſetzte, und das 
knappe Vermögen des Eigenthümers bietet nicht die nöthigen Fonds 
zur Beſtreitung der Koſten einer guten Polizei, die demnach auf den 
Gutsgebieten ganz und gar nicht beſteht. f 

Um dem Uebel abzuhelfen empfiehlt man uns eine doppelte 
Heilmethode. 5 

Die Einen platdiren für die Reſurrection des Mandatars, den 
man ein wenig auffriſchen und mit dem Firniß des demokratiſchen 
Conſtitutionalismus anſtreichen möchte. Der Mandatar wäre immerhin 
beffer als der jetzige Zuſtand. Geben wir uns jedoch keiner Täuſchung 
hin, es iſt dies ein gefährliches, zweiſchneidiges Mittel; wir würden 
ſehr ſchnell nach Einführung dieſer Inſtitution deren Abſchaffung for⸗ 
dern. Die Andern erblicken das Heil in der Creirung der Collectiv⸗ 
gemeinden oder in der Verſchmelzung der Gutsgebiete mit den Ge⸗ 
meinden. Diefe Verſchmelzung zu einem Ganzen iſt unthunlich. Der 


Gutshof muß von der Gemeinde unabhängig ſein, fonſt würden wir 


ihn der furchtbarſten Tyrannei überliefern. Auch die Bauerngemeinde 
muß für ſich beftehen, weil ſie es verlangt, weil ſie mißtrauiſch iſt 
und immer befürchtet, ausgebeutet zu werden. Die achtbarſten Bürger 
in unſerem Lande haben der Vereinigung das Wort geredet, aber es 
waren dies auch die reichſten im Lande. Sie wußten nicht, daß ihre 
Stellung eine andere, eine Ausnahmsſtellung iſt. Die Ortſchaften und 
Gemeinden in ihren Beſitzungen, verſchmolzen mit ſo rieſigen Gutsge⸗ 
bieten, würden ſtets rückſichtsvoll vorgehen, wenn anch nur, um in der 
Zukunft die großen Wohlthaten, die ihnen von den Gutsbeſitzern 
immer erwieſen wurden, für ſich ſicher zu ſtellen. Uebrigens würden 
ſolche ſehr große Gutscomplexe angeſichts ihres ungewöhnlichen Vermö⸗ 
gensübergewichtes durch eine Vereinigung mit den Bauern thatſächlich 
ihre Unabhängigkeit kaum einbüßen. Was aber würde aus dem Beſitzer 
eines einzigen Dorfes oder eines Gehöftes werden, wenn er ſich der Jurte⸗ 
dietion eines bäuerlichen Gemeindevorſtandes unterwürfe? Was hätten 
endlich Collectivgemeinden zu bedeuten? Weun wir aus einer Anzahl 
jetziger Gemeinden und Gutsgebiete unter Schonung ihrer Selbſtſtän⸗ 
digkeit einen neuen Organismus in dem Bezirke, ſo zu ſagen ein Be⸗ 
zirkchen errichten, jo werden wir nebſt den Gemeinde und Bezirks⸗ 
vertretungen noch außerdem Collectivvertretungen erzielen, ein neues 
Rad in der Maſchine, um deren Bewegung zu erſchweren, eine neue 
Art von Parlamenten (deren es ohnehin nicht wenige gibt), eine neue 
Gattung von berathenden Körperſchaften, die gyemial nichts arbeiten 
würden, weil ſie nichts arbeiten könnten. 

Man klagt allgemein über den ſchlechten Zuſtand der Wege 
und Brücken unter den jetzigen Verwaltungseinrichtungen. Die Gemeinden 
wollen keine Abhilfe ſchaffen und die Bezirksausſchüſſe können ſich in 
ihrer Apathie zu keiner Zwangsmaßregel aufraffen. Das beſtehende Ge⸗ 
ſetz hat alle theoretiſchen Schwierigkeiten mit dem Schwerte Alexanders 


— das kann man allerdings nicht in Abrede ſtellen — und ebenſo durchſchnitten. Der Gutshof ſoll das Brückenmateriale herſtellen, und 


jede Dorfnummer fol jährlich für alle gemeinſchaftlichen Wege der 
Cataſtralgemeinde ſechs Tage Naturalarbeit leiſten. Reicht das nicht 

aus, ſo wird eine Contribution im Steuerverhältniſſe ausgeſchrieben. 

In Folge deſſen gibt es, Gutshöfe, die von jeder Pflicht frei find, 
weil es in dieſem Dorfe keine Brücken, wenig Wege und viele Hütten 
gibt; andererſeits gibt es arme Gutshöfe, die keine Waldungen be⸗ 

ſigen und das Materiale für große und theure Brücken herſtellen 

müſſen. Solche Gutshöfe vermögen die Laſt nicht zu ertragen, troß⸗ 

dem ſie vom Landes⸗ und Bezirksausſchuſſe eine Subvention erhalten. 

Ebenſo ergeht es den Gemeinden. Die abſeits gelegenen Gemeinden 

ſind frei von allen Beiträgen zur Herſtellung der Wege, ſie benützen 

nur fremde Wege. Andere Gemeinden, welche von Verbindungs⸗ und 

Handelswegen durchſchnitten werden, können dem Geſetze nicht Genüge 

leiſten, da die Umgegend nichts beiträgt und ſie ſelbſt alle Laſten 

tragen müſſen. 

Und welche Mittel der Abhilfe bietet man uns in dieſer An⸗ 
gelegenheit? 

Man hat eine unbegreifliche Abneigung gegen die Mauthgebühren, 
als ob es nicht gerecht wäre, daß derſenige, der den Weg benützt, 
auch dafür zahlen ſoll, als ob die Mauthgebühren in-Deutſchland die 
Entwicklung des Handels gehemmt, oder als ob die Beſeitigung der 
Mauthgebühren aus uns ein bedeutendes handeltreibendes Volk gemacht 
hätte. Und doch läge bei unſeren irraktonellen Concurrenzverhältniſſen 
gerade darin ein ausgleichendes Mittel. Jan 

Auch die Verhaͤltniſſe der Volksſchulen ſind nicht befriedigend. 
Der Lehrer, von dem wir alle moraliſche Vorzüge und Bildung for⸗ 
dern, ſoll mit einer Entlohnung beſchafft werden, die oͤft außer einer 
an den Schweineſtall erinnernden Wohnung und einer ungenügenden 
Beheizung in einem Gehalte von 160 fl. jährl. beſteht. Der Volksſchullehrer 
muß mit dem bäuerlichen Gemeindevorſtande ſehr diplomatiſch umgehen, 
da er ſeinen Gehalt nur durch deſſen Vermittlung erhält, es ſei denn, 
daß er von Hütte zu Hütte wandelt, um den Gehalt einzuſammeln. 
Bis nun zu hat man es noch nicht ſo weit gebracht, daß die Staats⸗ 
caſſen den Gehalt von den Contribuenten deheben und ihn dem Lehrer 
auszahlen. Bis in die letzten Zeiten war die Schule unterworfen: in 
religtöfer Beziehung dem Pfarrer, Decan und biſchöflichen Ordinariate, 
in didaktiſcher Beziehung dem Orts⸗, Bezirks⸗ und Landesſchulrathe, 
in ökonomiſcher Beziehung dem Concurrenz⸗, Bezirks⸗ und Landes⸗ 
ausſchuſſe, in Bezug auf die Einhebung der Strafen wegen des 
Nichtbeſuches der Schulen und in Bezug auf die Zwangseinhebung 
der Lehrergehalte dem Gemeindevorſtande, der Bezirkshauptmannſchaft 
und der Statthalterei. Welch ein complieirter Organismus! zumal die 
Bezirksſchulräthe gegen drei Bezirke umfaßten, ſonach mit drei Be⸗ 
zirksausſchüſſen und drei Bezirksämtern zu correſpondiren hatten. Die 
jedes Jahr für ausgezeichnete Lehrer beſtimmten Prämien vertheilt 
wiederum nicht der Schulrath, ſondern der Landesausſchuß. Mit einem 
Worte: Alles iſt hier verwickelt und ein neues Geſetz wird hier wenig 
nachbeſſern. Alle Rettungsprojecte ſind von Ideologie angekränkelt. 
Man hat verlangt, daß jede Gemeinde ihre Schule beſitzen möge. 
Solche Antragſteller haben natürlich nicht gewußt, daß wir ſehr viele 
Gemeinden beſitzen, welche aus nur einigen Hütten beſtehen. Oder 
man wollte in Ortſchaften, welche aus eigener Schuld oder aus Willens⸗ 
mangel nichts beſitzen, Alles auf Koſten des Landes gründen, das 
heißt, den böſen Willen belohnen und die Energie anderer Gemeinden 
ſtrafen. Als Franzoſen des Nordens pflegen unſere Herren ſehr ſtark 
gegen den Schulzwang zu predigen. Man vergaß, daß unſere Schulen 
einen rein katholiſchen Charakter beſitzen, daß fie durchaus nicht con⸗ 
feſſionslos ſind, und man wollte das anwenden, was eifrige fran⸗ 
zöſiſche Katholiken bloß deßhalb bekämpfen, weil fie es mit einem 
confeſſionsloſen Regierungsſyſtem zu thun haben. Denn wenn die Eltern 
dem Impfzwange unterliegen, warum ſollten ſie nicht auch dem Schul⸗ 
zwange, das iſt dem Zwange unterliegen, ihre Kinder dem unent⸗ 
geltlichen Unterrichte zu widmen. Es fragt ſich auch, ob jene Franzoſen 
auch gegen einen zwangsmäßigen Beſuch ihrer Kinder in katholischen 
Schulen etwas einzuwenden hätten? 


(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Staatsbehörde hat gegenüber Beſchwerden gegen Entſcheidun⸗ 

gen Einſchreſt e e ihre Competenz in Kückſicht auf die Form 

des Einſchreitens ſelbſt zu prüfen und iſt dabei nicht an die von der 

autonomen Inſtanz eingenommene Nechtsanſchauung gebunden. 
7 N | j 8 


Franz R. war bei dem Inhaber einer Specereiwaarenhandflüng 
und zugleich Hotelbeſiger Johann W in Cz. als Kellermeiſter 
zur Inſtandhaltung der Weine, Käſe ꝛc. vom 6. Jänner bis 22. Mai 
1872 bedienſtet. R. brachte am 6. Juni 1872 beim Magiſtrate in 
Ez die Klage vor, daß ihm W von dem gebührenden Lohne (250 fl. 
jährlich) den Betrag von 61 fl. 11 kr. vorenthalten habe. a 

Nach durchgeführter Verhandlung entſchied der Magiſtrat in 
Czernowitz auf Grund der Dienſtbotenordnung für Cz. vom 
8. Jänner 1858, L. Reg. Bl. II. Abth. Nr. 1: Der Geklagte ſei 
ſchuldig, dem Kläger den Lohnesreſt von 61 fl. 11 kr. zu bezahlen. 

Ju der dagegen eingereichten Berufung an die Landesregierung 
beſtritt Kaufmann W. in erſter Linie die Competenz des Magiſtrates, 
indem er vorbrachte, der Kläger habe in ſeiner Specerei⸗, Delieateſſen⸗ 
und Weinhandlung keineswegs bloße Geſindedienſte verrichtet, 
ſondern neben feinen Geſchäſten als Kellermeiſter auch in der Hand» 
lung ſelbſt fungirt, müſſe daher als kaufmänniſcher Gehilfe betrachtet 
werden. Hiernach könne der Fall weder nach der Dienftboten-, noch 
nach der Gewerbeordnung behandelt werden, ſondern gehöre nach 
§. 105 Gewerbeordnung, dann § 39, Punkt 2 des Einführungsgeſetzes 
zum Handelsgeſetzbuche vor das Handelsgericht. 

Die Landesregierung in Czernowitz hat im Sinne dieſer Re⸗ 
cursausführungen entſchieden und das Magiſtratserkenntniß wegen 
Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes ſiſtirt “. ö 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 9. December 1872, 
Z. 15 809, den Ausſpruch der Landesregierung, womit die Vollziehung 
des in der Streitſache des als Kellermeiſter bedienſtet geweſenen Franz 
R. gegen den Gaſtwirth und Handelsmann Johann W. wegen rüd- 
ſtändigen Lohnes vom Magiſtrate zu Cz. gefaßten Beſchluſſes unter⸗ 
ſagt worden iſt, über den gegen dieſe Unterſagung von dem Kläger 
Franz R. ergriffenen Recurs außer Kraft geſetzt. 

Aus folgenden Gründen: 

„Der Umſtand, daß R. als Handlungsgehilfe anzuſehen iſt, 
begründet für dieſe vor Ablauf von 30 Tagen nach Aufhören des 
Dienſtverhältniſſes ($ 102 der Gewerbeordnung) anhängig gemachte 
Streitſache nicht die Zuſtändigkeit des Handelsgerichtes, wie ſich 
aus den §§ 25 und 40 des Einführungsgeſetzes vom 17. December 
1862 zum Handelsgeſetze ergibt und durch den § 39, P. 2 ebendort 
nicht widerlegt wird, weil dieſe letztere geſetzliche Beſtimmung zur Ver⸗ 
meidung eines Widerſpruches mit den gedachten §8 25 und 40 dahin 
ausgelegt werden muß, daß ſie jene Fälle vor Augen hat, in welchen mit 
Rückſicht auf den Zeitpunkt des Klageanbringens die Gerichtszuſtändig⸗ 
keit überhaupt begründet iſt. i 

Der weitere Umſtand, daß der Magiftrat feiner Entſcheidung 
die Geſindeordnung zu Grunde gelegt hat, kann die Landesregierung, 
nachdem die Streitſache über Berufung des Johann W. an ſie ge⸗ 
langt iſt, nicht hindern, in dem Falle, wenn ſie den R. den gewerb⸗ 
lichen Gehilfen beizählen zu ſollen erachtet, die Streitſache als eine 
zum übertragenen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehörige Angelegenheit 
zu behandeln und über den Recurs des W., inſtanzmäßig mit Zu⸗ 
grundelegung der Gewerbeordnung zu entſcheiden.“ 


Anmerkung des Einſenders. 


Die Anſicht des Magiſtrates, welcher den R. als Dienſtboten 
anſieht, kann für die Recursinſtanz nicht maßgebend fein, fie kann 
aber auch nicht zum Anlaſſe der Siſtirung genommen werden, weil, 
wenn die magiſtratliche Beurtheilung des Dienſtverhältniſſes unrichtig, 
folglich die Begründung der Entſcheidung der erſten Inſtanz verfehlt 
ſein ſollte, das Correctiv dagegen nicht in der Siſtirung, ſondern im 
Inſtanzenzuge zu ſuchen iſt und es nicht angeht, der erſten Inſtanz 


. Nach dem Gemeindeſtatute für Czernowitz ſteht in Angelegenheiten des 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes (den die Gemeinde bei ihrer Entſcheidung mit der Zu⸗ 
grundlegung der Dienſtbotenordnung eingenommen) der Staatsbehörde ſtets 
nur das Siſtirungsrecht, niemals aber eine Eutſcheldung zu. 


die Meinung, R. ſet gewerblicher Gehilfe, gegen ihre Ueberzeugung 
aufzunöthigen und ſie zu zwingen, auf Grundlage dieſer von ihr ge⸗ 
theilten Meinung zu entſcheiden. Es iſt allerdings richtig, daß ſpeciell 
nach der Gemeindeordnung für die Bukowina und ſo auch nach dem 
Czernowitzer Statute der Recurszug, falls R. Dienſtbote geweſen 
wäre, nicht an die Staatsbehörden, ſondern an die autonomen Organe 
ginge; allein auch darin liegt kein Hinderniß, daß die Landesregierung, 
nachdem die Streitſache im Beſchwerdezuge an ſie gelangt iſt, die 
Frage der Competenz und zu dieſem Ende die Vorfrage entſcheide, 
ob die Verrichtungen des R. die eines Gewerbegehilfen oder Dienſt⸗ 
boten geweſen find. Gelänge nun die Landesregierung auf dieſem Wege 
zu dem Schluſſe, daß R. Gewerbsgehilfe geweſen iſt, ſo wäre es nur 
ein Umweg die Siſtirung einzuſchlagen, anſtatt direet in merito zu 
entſcheiden. A 


Steht den Inſaſſen einer Gemeinde das Necht zu, den Pächter der 
Gemeindejagd von dem Erlage des Jagdpachtzinſes zu befreien? 


Die Jagdbarkeiten in den Gemeinden L. und S. in Galizien 


wurden den Vorſchriften der Miniſterialverordnung vom 15. December 
1852, Reichsgeſetzblatt Nr. 257, gemäß, durch die Bezirkshauptmann⸗ 


ſchaft S. im öffentlichen Licitationswege verpachtet und den dortigen 
Gemeindevorſtehern A. Z und A. J., als den meiſtbietenden, zugeſprochen. 
Die Gemeinden L. und S. wollten nun die Jagdpächter von dem Er⸗ 
lage des zweijährigen Jagdpachtzinſes (§ 7 der citirten Miniſterial⸗ 
verordnung loszählen, um denſelben hiedurch gewiſſermaßen eine Ent⸗ 
lohnung für ihre Mühewaltung als Gemeindevorſteher zukommen zu 
laſſen, und überreichten, als die Bezirkshauptmannſchaft S. die Jagd⸗ 
pächter zum Erlage der zweijährigen Pachtzinſe, beziehungsweiſe der 
Cautionen aufforderte, eine Vorſtellung an die Bezirkshauptmannſchaft, 
in welcher ſie geltend machten, daß die Gemeinden, oder vielmehr die 
Grundbeſitzer dieſer Gemeinden auf den Erlag der Jagdpachtzinſe 
Verzicht leiſten. Die Bezirkshauptmannſchaft S. gab dieſer Vorſtellung 
keine Folge, und drohte mit der Erneuerung der Licitation, woferne 
nicht von Seite der Jagdpächter den ihnen nach dem Geſetze obliegen⸗ 
den Verpflichtungen entſprochen würde. 


Die Gemeinden L. und S. recurrirten hierauf an die Statt⸗ 


halterei in Lemberg und machten in ihren Recurſen geltend, daß die 
Jagdbarkeit in den Gemeinden keineswegs einen Theil des Gemeinde⸗ 
vermögens bilde, ſondern den einzelnen Grundeigenthümern in der 
Gemeinde gehöre und daß die Wirthſchaftsbeſitzer in L. und S. ein⸗ 
ſtimmig den Beſchluß gefaßt hätten, auf dieſes Erträgniß zu Gunſten 
der Jagdpächter zu verzichten. Die Statthalterei gab dieſen Recurſen, 
mit Rückſicht auf den Wortlaut des § 9 der mehrgedachten Miniſte⸗ 
rialverordnung, nicht ſtatt, worauf von Seite der Gemeinden der 
weitere Recurs an das Ackerbauminiſterium ergriffen wurde. 

Das Ackerbauminiſterium faͤllte nun am 19. Mat 1870, 8. 
2191, die Entſcheidung dahin, daß dem Begehren der Gemeinden L. 
und S. bezüglich des einjährigen Pachtſchillingsbetrages, welcher 
zugleich als Caution für den Jagdpächter zu dienen hat, keine Folge 
gegeben werden könne; daß es hingegen keinem Anſtande unterliege, 
die Jagdpächter von dem Erlage des Jagdpachtzinſes für das zweite 
Jahr zu entheben, inſoweit die bezugsberechtigten Gemeindeinſaſſen auf 
den Bezug dieſes Erträgniſſes verzichten. 

Das Ackerbauminiſterium war hiebei von folgenden Anſchau⸗ 
ungen geleitet. 

Die Jagdbarkeit in den Gemeinden bildet, wie die Recurrenten 
richtig bemerken, keineswegs einen Theil des Gemeindevermögens, ſon⸗ 
dern iſt vielmehr gemeinſchaftliches Eigenthum der ſämmtlichen Grund⸗ 
eigenthümer in der Gemeinde, in der Weiſe, daß jeder einzelne Grund⸗ 
eigenthümer an dem Erträgniſſe der Jagd nach Maßgabe der Aus⸗ 
dehnung des Grundbeſitzes participirt (§F 8 des A. h. Jagdpatentes 
vöm 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154). Wenn nun ſämmtliche 
Inſaſſen einer Gemeinde auf das auf ſie entfallende Erträgniß der 
Jagd verzichten wollen, ſo kann allerdings hiegegen von Seite der 
Behörde kein Anſtand erhoben werden. Da aber nach § 7 der Mini⸗ 
ſterialverordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, der 
einjährige von dem Jagdpächter zu erlegende Jagdpachtzins nicht 
nur als. das Erträgniß der Jagdbarkeit, ſondern auch als Jagdpacht⸗ 
caution, das iſt als Garantie für die ordnungsmäßige Ausübung der 
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Jagd zu gelten hat, ſo kann ſelbſt die Verzichtleiſtung der zum Bezug 
des Jagderträgniſſes berechtigten Grundinſaſſen den Jagdpächter keines⸗ 
wegs vom Erlage der Cautionsſumme, alſo des einjährigen Jagd⸗ 
pachtzinſes, befreien. K. Per. 
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Titteratur. 


Materialien der deutſchen Reichsverfaſſung. 


Auf Veranlaſſung und Plangebung von Dr. Fr. von Holtzendorff herausgegeben 
von Dr. E. Bezold. Berlin 1873. Karl Habel. 


In dem obigen Werke werden uns die auf die Geneſis der deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung bezüglichen Urkunden, Bündnißverträge und Friedensverträge vorgelegt. 
Dann folgen die wichtigſten Reden über den Verfaſſungsentwurf im conſtttutrendeu 


norddeutſchen Reichstage. Der Zweck des Werkes, die ganze Arbeit bei dem Schaffen 
der deutſchen Verfaſfung vom Beginne an bis zum Schluſſe, ſelbſt im Detail der 
Ausführung, aufs Genaueſte verfolgen zu können, iſt erreicht, und es iſt insbeſondere 
die Genauigkeit in Anſehung des Hervorhebens der maßgebenden Motlve der 
einzelnen Verfaſſungsnormen anzuerkennen. Vornehmlich intereffant für uns find die 
Rechtsanſchanungen, welche ſich im norddeutſchen Reichstage über den Punkt der 
gemeinfam en Geſetzgebung geltend machten, und wir theilen mit, was darüber 
der Abgeordnete Miquel ſagte: „Ich behaupte, es iſt in der Nation in Wahrheit 
ſchon eine Rechtseinheit in gewiſſem Sinne vorhanden, die ſich auf das ganze bürger⸗ 
liche Rechtsleben erſtreckt. Es iſt vorhanden eine allgemeine Wiſſenſchaft und in den 
wichtigſten Dingen, eine gemeinſame Rechtsüberzeugung; es iſt das dringende Bedürf⸗ 
niß erkannt, eine allgemeine Wiſſenſchaft des bürgerlichen Rechtes, eine deutſch⸗natio⸗ 
nale Wiſſenſchaft zu ſchaffen und ſie iſt in den wichtigſten Dingen längſt dg. Ich kann 
natürlich hier auf eine Charakteriſtrung der Entwicklung der neueren Jurisprudenz 
genauer nicht eingehen, ich glaube aber, diejenigen, welche ſich damit näher beſchäftigt 
haben, werden darin mit mir übereinſtimmen, daß die charakteriſtiſche Tendenz der 
modernen Jurisprudenz eine nationale iſt. Während früher das deutſche Privatrecht, 
das alte erhaltene Stück des deutſchen Rechtslebens, im Gegenſatz ſtand zur römiſchen 
Jurisprudenz, zur Wiſſenſchaft des corpus juris, iſt umgekehrt die neuere Jurispru⸗ 
denz des heutigen Tages vorzugsweise beſtrebt geweſen, beide Rechtsſyſteme mit ein⸗ 
ander auszugleichen, mit einander organiſch zu verbinden und ein neues heutiges Recht, 
eine Wiſſenſchaft des heutigen modernen und deutſch⸗nationalen Rechtes zu begründen. 
Ich verweiſe in dieſer Beziehung nur auf die beiden Pole, die ich da beiſpielsweiſe an⸗ 


führe und der Augenfälligkeit wegen in der Wiffenfchaft neben einander halten möchte: 


auf der elnen Seite Puchta und auf der anderen Seite Gerber. Wer das Gerber 'ſche 
Privatrecht und die Puchta'ſchen Pandekten mit einander vergleicht, wird bald finden, 
daß von den anſcheinend entgegengeſetzten Richtungen beide demſelben vorgeſteckten 
Ziel nicht bloß zuſtreben, ſondern es in Wahrheit auch erreicht haben. Es iſt alſo ein 
allgemeines Rechtsbewußtſein vorhanden, es erſcheint die Tendenz in der Nation, eine 
Rechtseinheit, eine gemeinſchaftliche Wiſſenſchaft des Rechtes zu begründen. Es muß 
demnach der deutſche Bund, den wir gründen, die Möglichkeit haben, auch geſetzlich 
hier zu formul iren. Ich denke nicht daran, daß von heute auf morgen das 
geſammte bürgerliche Recht eodifteirt werden ſoll, oder codiſteirt werden könnte. Auf 
die Streitfrage, ob der Ausſpruch von Savigny richtig iſt, daß unſere Zeit nicht 


geeignet wäre für Codificationen, brauchen wir gar nicht einzugehen. Wir haben uns 


ja nicht vorzuſetzen, von heute auf morgen ein neues allgemeines bürgerliches Recht 
zu machen, wir haben uns bloß die Möglichkeit, wenn die Zeit gekommen ſein ſollte, 
wenn die Bedürfniſſe an uns herantreten, dann auch dieſem Bedürfniß gerecht zu 


werden, zu reſerviren. Aber ich gehe noch einen Schritt weiter; ich behaupte, die Unter⸗ 
ſcheidung, die man hierbei ſo gern zu machen pflegt, daß man zur Bundescompetenz 


nur rechnen dürfe diejenigen Rechtsmaterien, welche ſich vorzugsweiſe beziehen auf 
den Verkehr der Deutſchen unker einander, auf die unmittelbare Berührung des reiſen⸗ 
den, handelnden und wandelnden Publicums, ich ſage, diefe Unterſcheidung erachte ich 
für völlig unhaltbar und falſch. Ich für meinen Theil zweifle ſehr, ob es überhaupt 
gelingen kann, das Obligationsrecht abgeſondert von dem übrigen Rechtsſyſteme zu 
behandeln. Der Verſuch iſt noch nicht gelunzen, der Beweis uns noch nicht geführt, 
aber fo viel leuchtet ein, daß der Verſuch nur durch ein willkürliches Ueberſchreiten 
der Grenzen, die die Wiſſenſchaft den Obligationen geſteckt hat, möglich iſt. Die Lehre 
von der Perſon, um ein Beiſpiel anzuführen, bezieht ſich nicht allein auf die Perſonen, 
welche Obligationen contrahiren, ſondern fie iſt eine Voraussetzung des Rechtserwerbs 
und des Rechtsverluſtes überhaupt. Ein deutſches Obligationsrecht zu begründen, 
welches den Bedürfniſſen der Gegenwart entſpricht, ohne vollſtändig die Lehre von 
der Perſon zu erſchöpfen, halte ich für völlig unmöglich. Ich gehe aber noch weiter. Ich 
behaupte, wir werden, nachdem einmal die Competenz ſo weit geſteckt iſt, wie ſie im Ent⸗ 
wunfe vorgeſchlagen wurde, in die allergrößten Conflicte und Schwierigkeiten gerathen, 
wenn wir das bürgerliche Recht nicht aufnehmen bei der Anwendung derjenigen Geſetzge⸗ 
bung, welche hier dem Bunde bereits übertragen ift. Ich will hier nur einige Beiſpiele an⸗ 
führen. Ein Freizügigkektsgeſetz iſt nach meiner Ueberzeugung völlig unmöglich ohne 
ſolche generalſſtrende Beſtimmungen über die Alimentattonöpflicht der Verwandten, 
der Dienſtherren, der Fabriksherren. Ich behaupte, es würde unmöglich fein, ein 
zweckmäßiges Freizügigkeltsgeſetz zu machen, ohne in dieſe Materien einzugreifen. 
Wenn das Familienrecht völlig ausgeſchloſſen iſt von unſerer Competenz, ſo werden 
wir, ſofern wir an eln Freizügigkeitsgeſetz gehen, auf dieſe Klippe ſtoßen und werden 
willtürlich in die Materien hineingreifen müſſen, die an ſich völlig unſerer Competenz 
entzogen ſind. Ich ſage ferner, daß einzelne Beſtimmungen aus dem Familienrecht 
ſonſtiger Art fo ſind, daß ſie ſehr bald einer geſetzlichen generaliſtrenden Regelung be⸗ 
dürfen. Ich meine, wir präjudickren, wir gefährden die provinzialen Rechtsentwicklun⸗ 
gen in keiner Weiſe, wenn wir im Großen uniflciren. Es iſt eine dringende Noth⸗ 
wendigkeit für einen Start von Bedeutung, namentlich je größer er wird, ſeine pro⸗ 
vinziellen Intereſſen wirklich als provinzielle zu behandeln, indeſſen ſein Recht zu 
centraliſtren. Mit der Centraliſatlon geben wir dem Staate Saft und Blut und 
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gewähren ſeinen Bürgern die Möglichkeit der freien Bewegung. Freilich kann man 
provinzielle Eigenthümlichkeiten ſchonen. Aber man darf nicht Alles, was in der 
Nation Beſonderes und Eigenthümliches fich vorfindet, ſchon deßhalb fchonen wollen, 
weil es einmal als eine Verſchiedenheit exiſtirt. Eine Menge derartiger Verſchieden⸗ 
heiten im Rechtsleben haben gar keine innere Berechtigunz und gar keinen inneren 
Grund. Sie entſtanden durch rein zufällige Umſtände, z. B. durch verſchiedene An⸗ 
ſchauungen der Juriſten, durch Ineinklangbringung mit anderen Rechtsinſtitutionen. 
Hier iſt für das Partienlarxecht, welches Bewegung und Verkehr lähmt, keine Daſeins⸗ 
nothwendigkeit.“ E. 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 14. December 1872, Z. 16.961, betref⸗ 
ſend die Frage, wo Erſatzanſprüche von Krankenhaus⸗Verpflegskoſten geltend zu 
machen ſeien. 


Bei Erſatzanſprüchen von Krankenhaus⸗Verpflegskoſten gegen hiezu nach dem 
Civilrechte verpflichtete Perſonen wurde bisher an dem Grundſatze feſtgehalten, daß 
ſolche Anſprüche lediglich im Rechtswege geltend gemacht werden können. 

Um einer irrigen Anwendung dieſes Grundſatzes zu begegnen, findet das 
Miniſterium des Innern der k. k. Statthalterei zu eröffnen, daß es fehlerhaft wäre, 
wenn in einem ſolchen Falle die politiſche Behörde ſchon im Vorhinein jede Ingerenz 
ablehnen würde, zumal eine derartige Angelegenheit erft dann auf den Rechtsweg zu 
weiſen tft, wenn die nach dem Civilrechte zur Zahlung Berufenen, ungeachtet der an 
ſie von Seite der politiſchen Behörde ergangenen Aufforderung die Zahlung ver⸗ 
weigern. 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Leiter des k. k. Telegraphenamtes in Gmunden, 
Offtctal Alesis Schweiggl taxfrei den Titel und Charakter eines Telegraphenamts⸗ 
verwalters verliehen. f 
Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Joſeph Malfer zu Auer das 
Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens und dem Gemeindevorſteher Michael Pro⸗ 
fan ter zu Kaſtelruth in Tirol das goldene Verdienſtkreuz verliehen. n 

Seine Majeſtät haben dem penftonirten ſtädtiſchen Pollzeireviſor und Vor⸗ 
ſpannseommiſſär in Tabor Franz Seel ig das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. — Hirne 124 fin 07 

Der Miniſter des Innern hat den auf eine Statthaltereiconcipiſtenſtelle ein⸗ 
gereihten Staithaltereiſecretär Victor Huber zum Bezirkshauptmann erſter Claſſe 
und den Statthaltereiconcipiſten Dr. Franz Lautner zum Bezirkshauptmann zwei⸗ 
ter Claſſe in Steiermark ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Berghauptmannſchaft in Klagenfurt mit 600 fl. 
Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 48.) 

Ingenieursſtelle erſter Claſſe beim oberöſterreichiſchen Landesausſchuſſe mit 
1600 fl., eventuell eine Ingenteursſtelle zweiter Claſſe mit 1300 fl. Gehalt, bis 
19. März. (Amtsblatt Nr. 49.) e 

Beamtenſtellen beim Rechnungsdepartement der k. k, Centraldirectton der 
Tabakfabriken und Einlöſungsämter in Wien und zwar eine Rechnungsoffteialsſtelle 
dritter Claſſe mit 600 fl., eventuell eine ſolche mit 500 fl. Gehalt, beide mit 150 fl. 
Quartiergeld, dann zwei Prakticantenſtellen mit dem Adjutum von je 200 fl., bis 
25. März. (Amtsblatt Nr. 49.) 

Conkrolorsſtelle bei der k. k. Tabakverſchleißniederlage in Wien mit 900 fl. 
Gehalt und 200 fl. Qnartiergeld gegen Caution, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 51.) 

Diurniſten⸗ und Calculantenſtellen mit dem Taggelde von 1 fl. bis 1 fl 75 kr. 
bei den Fachrechnungsdepartements des k. k. Hundelsminiſteriums, bis. 15. März. 
(Amtsblatt Nr. 53.) 2 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Seeretürs bei dem Bürger⸗ 
meiſteramte zu Troppau. a 


I . 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre eigenhändig geſchrlebenen, mit den Nach» 
weiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhalkens, ihrer bisherigen praktiſchen Verwen⸗ 
dung, der mit gutem Erfolge zurückgelegten juridiſch⸗politiſchen Studien und der ger 
ſetzlichen Befähigung für den politiſchen Stagtsdienſt belegten Geſuche bis 1. April 
1873 hieramts einzubringen. . ara 1 

Mit dieſem Dienſtpoſten iſt ein Jahresgehalt von 1000 fl. 8. W. nebft einem 
hievon entfallenden 15percentigen Quaktiergelde, daun vie Penſionsfähigkeit nach 
dem Penſionsſtatute vom 16. December 1871 für die Beamten und Diener der Stadt⸗ 
gemeinde Troppan, dann deren Wittwen und Waiſen verbunden, wonach die Dienſt⸗ 
zeit vom Tage des beim Eintritte in den Communaldienſt abgelegten Dienſteides an. 
gerechnet, und den aus dem Staatsdienſte unmittelbar und ohne Unterbrechung in den 
Dienſt der Stadtgemeinde übergetretenen Beamten die im Staatspienſte vollbrachte 
Dienſtzeit zum Behufe der Penſionsbemeſſung in ihre bei der Stadtgemeinde zuge⸗ 
brachte Dienſtzeit eingerechnet wird. ' ösen Bur 

Troppau, am 18. Februar 1873. * 
12 Der Bürgermeiſter. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


